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HAUSHALTSDEBATTE 

„Rot-Grün hat kein 
Konzept und keine Linie" 
^'t einem Sitzungsmara- 
thon über vier Tage star- 
ke der Bundestag aus der 
^mmerpause.  Auf dem 

r°gramm standen die 
JJaushaltsberatungen für 
das Jahr 2004. 

*ni Mittelpunkt der Bera- 
Un§en stand die „General- 

debatte". Wie traditionell 
üblich, nutzte die Opposi- 
tion die Diskussion um den 
Kanzleretat zu einer grund- 
legenden Auseinanderset- 
zung mit der Regierungspo- 
litik. Die Vorsitzende der 
CDU Deutschlands und der 
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Fortsetzung von Seite 1: 

CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Angela Merkel, 
zog in der Generalausspra- 
che eine Bilanz der fünf- 
jährigen Regierungszeit 
von Bundeskanzler Ger- 
hard Schröder. „Besser ge- 
worden ist so gut wie nichts, 
aber vieles komplizierter", 
sagte die Oppositionsfüh- 
rerin im Bundestag. Das 
Wachstum von über zwei 
Prozent im Jahr 1998 sei in 
Stagnation abgerutscht. 
Während die Vorgängerre- 
gierung das Maastricht- 
Kriterium mit 2,2 Prozent 
klar eingehalten habe, 
werde das Defizit am Ende 
des Jahres auf über vier Pro- 
zent steigen. 

Weiter sagte Angela 
Merkel, der vom Bundes- 
kanzler mit seiner Rede 
vom 14. März unternom- 
mene Anlauf für einen Poli- 
tikwechsel sei nicht aus den 
Startlöchern gekommen. 
Schröder habe für seine Po- 
litik „kein Ziel und keine 
Grundausrichtung, kein 
Konzept und keine Linie". 
Sein Versprechen aus dem 
Wahlkampf, vieles besser 
machen zu wollen, habe er 

nicht gehalten. Stattdessen 
hätte sich vieles ver- 
schlechtert. Als Beispiele 
nannte sie das Wirtschafts- 
wachstum, den Arbeits- 
markt und die Staatsver- 
schuldung. 

Keine Blockadepolitik 

Die Partei- und Frak- 
tionsvorsitzende machte 
deutlich, dass eine Blocka- 
depolitik - wie bei der SPD 
zu Lafontaines Zeiten - 
nicht zur Union passe. Mi* 
ihrer Beteiligung an der Re- 
form des Gesundheitswe- 
sens habe die Union unter 
Beweis gestellt, „dass wif 

uns vor unbequemen Ent- 
scheidungen nicht drük- 
ken," betonte Angela Met' 
kel. Wenn die Opposition et- 
was ablehne, werde sie das 
mit begründeten Argumen- 
ten tun. Mit Sicherheit sei 
dies beim Haushaltsentwurf 
2004 der Fall. Das Vorzie- 
hen der Steuerreform übet 
neue Schulden werde nich' 
die Zustimmung der Union 
finden. „Neuverschuldung 
ist für uns kein Finanzie- 
rungskonzept." 
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HAUSHALTSDEBATTE' 

Politikalternativen 

Die CDU-Vorsitzende 
dachte Alternativen zum 
Regierungskurs deutlich 
Und plädierte unter ande- 
rem für Studiengebühren 
für Langzeitstudenten und 
eine gesetzliche Regelung 
°ei betrieblichen Bünd- 
nissen für Arbeit. Hierzu 
habe die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion bereits ei- 
nen eigenen Gesetzentwurf 
v°rgelegt. Zugleich appel- 
•«erte sie an die Tarifver- 
tragsparteien, ihrer Verant- 
wortung für das Gemein- 
wohl gerecht zu werden 
Ur"d ihren Beitrag zur Sen- 
kung der Lohnnebenkosten 

zu leisten. In diesem Zu- 
sammenhang sprach sich 
die Fraktionsvorsitzende 
erneut für längere Arbeits- 
zeiten in Deutschland aus. 
Auf absehbare Zeit werde 
man sich einer Verlän- 
gerung der Arbeitszeit 
nicht verweigern können. 
„Daran führt kein Weg vor- 
bei." Darüber hinaus kriti- 
sierte die Vorsitzende die 
Lockerung der Hand- 
werksordnung und die Ko- 
alitionsdrohung mit einer 
Ausbildungsplatzabgabe 
wegen fehlender Lehrstel- 
len. Außerdem bekräftigte 
die Oppositionsführerin 
die Ablehnung des Vorge- 
hens der Regierung bei der 
Zusammenlegung von Ar- 

beitslosen- und Sozial- 
hilfe. Stattdessen werde die 
Union das „hessische Mo- 
dell zur aktivierenden So- 
zialhilfe und Unterstüt- 
zung des Niedriglohn- 
sektors" als eigenen Ge- 
setzentwurfin die Beratun- 
gen einbringen. Außerdem 
wird die Union die Ini- 
tiative des Bundes der Ver- 
triebenen für ein europäi- 
sches Zentrum gegen Ver- 
treibungen in Berlin unter- 
stützen. Nichts spreche ge- 
gen ein europäisches Netz 
dieser Gedenkstätten, er- 
klärte sie. Dessen ungeach- 
tet müsse Deutschland die 
Kraft für die Errichtung 
eines eigenen Zentrums 
aufbringen. 

EXPERTE:   „BEWUSST   FALSCHE  ANNAHMEN"   DER   REGIERUNG 

Der frühere Wirtschafts- 
weise Rolf Peffekoven hat 
d>e Regierung wegen ihrer 
Annahmen für den Bundes- 
haushalt 2004 scharf ge- 
rügt. Die Regierung habe 
»ganz offensichtlich be- 
wusst falsche Annahmen 
unterstellt, um zu verhin- 
dern, dass sie schon heute 
das wahre Ausmaß der Neu- 
verschuldung offenbaren 
muss", sagte der Mainzer 
Finanzwissenschaftler dem 
"Handel: blatt" und der „Ber- 
ber Zeitung" (lO.Septem- 
Der). Noch nie hat es nach 
Ansicht Peffekovens einen 

vergleichbaren Etatentwurf 
gegeben mit einer „so über- 
trieben optimistischen Ein- 
schätzung der wirtschaftli- 
chen Entwicklung". Dies 
betreffe sowohl die von der 
Regierung unterstellten 2,0 
Prozent Wachstum wie 
auch die Arbeitslosenzahl 
von gut 4,4 Millionen. Wei- 
tere Risiken bestünden in 
den von Finanzminister 
Hans Eichel eingestellten 
Mehreinnahmen sowie im 
Abbau von Entfernungs- 
pauschale und Eigenheim- 
zulage. Gegenwärtig sei 
fraglich, ob diese Vorhaben 

überhaupt politisch durch- 
setzbar seien. Auch die mit 
2 Milliarden eingeplanten 
Einnahmen aus dem Steuer- 
amnestie-Gesetz seien frag- 
lich. Dazu müssten 20 Mil- 
liarden Euro Schwarzgeld 
nach Deutschland zurück- 
fließen. Zu erwarten sei des- 
halb, dass das Defizit deut- 
lich höher ausfalle als von 
Eichel angenommen, sagte 
Peffekoven. Die Einhaltung 
des Drei-Prozent-Defizit- 
Kriteriums im Jahr 2004 
gemäß des Euro-Stabilitäts- 
pakts sei deshalb mehr als 
„fraglich." 
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1   H AUSHALTS D EBATTE 

Eichel steht mit dem Rücken zur Wand 
Der stellvertretende Vor- 
sitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Frie- 
drich Merz, attestierte, 
Bundesfinanzminister 
Hans Eichel Versagen in 
der Finanzpolitik. 

„Sie sind politisch, per- 
sönlich und fachlich ge- 
scheitert", sagte Merz am er- 
sten Tag der Haushaltsbera- 
tungen im Bundestag. Die 
Grundlagen des Haushalts- 
gesetzes 2004 seien bereits 
heute überholt. In einer sol- 
chen Situation müsste die 
Opposition „eigentlich den 
Rücktritt des Finanzminis- 
ters fordern". 

Angesichts der katastro- 
phalen Haushaltslage hätte 
der Finanzminister einen 
Nachtragshaushalt für das 
Jahr 2003 vorlegen müssen, 
betonte der Fraktionsvize. 
Da Eichel der europäischen 
Kommission bereits Anfang 
September gemeldet habe, 
Deutschland werde die De- 

fizitgrenze überschreiten, 
müsse er auch wissen, wie 
sich der Haushalt bis zum 
Ende des Jahres entwickeln 
werde. Eichel selbst hatte 
zuvor erhebliche Unsicher- 
heiten bei der Finanzpla- 
nung für den Haushalt 2004 
einräumen müssen. 

Weiter sagte Friedrich 
Merz, der Etatentwurf wer- 
de nicht einmal vom Koali- 
tionspartner mitgetragen. So 
habe die Vorsitzende des Fi- 
nanzausschusses, Christine 
Scheel (Bündnis 90/Die Grü- 
nen), in einem Interview die 
dem Haushalt zugrunde lie- 
gende Wachstumserwartung 

für 2004 von zwei Prozent 
in Frage gestellt. Damit sei 
der Etatentwurf „keine bera- 
tungsfähige Grundlage", er- 
klärte der Fraktionsvize. 
„Sie verschaukeln und ver- 
laden das ganze Parlament. 
Bereits in den Plandaten 
liege ein Haushalt vor, der 
das Grundgesetz verletze. 

Noch schwerer wiege je- 
doch, dass die Bundesre- 
gierung mit der „massiven 
erneuten Verletzung des 
Maastricht-Vertrages" den 
europäischen Stabilitäts- 
und Wachstumspakt ge' 
fährde. Der Bundeskanzler 
habe eine Kurskorrektur 

eingeleitet und versuche, 
zusammen mit Frankreich 
und Italien den Vertrag ,,n>e' 
derzuwalzen". Damit drohe 
ein Rückfall in „kreditfi- 
nanzierte Konjunkturpro' 

gramme", die zu einer wei' 
teren massiven Verschul- 
dung der öffentlichen Haus- 
halte führen werde. 

WIRTSCHAFTSINSTITUTE   WARNEN   VOR   HÖHEREN   SCHULDEN 

Führende Wirtschaftsfor- 
schungsinstitute warnen vor ei- 
ner Ausweitung der öffentli- 
chen Defizite. Höhere Schulden 
könnten zwar kurzfristig einen 
positiven Konjunktureffekt ha- 
ben, langfristig aber zerstörten 
sie das Vertrauen in die Politik, 
sagte Jan-Egbert Sturm, Mün- 
chner Bö-Institut. Nach seinen 
Worten   signalisieren   höhere 

Schulden vorallem, „dassesmit 
dem Reformwillen doch nicht 
so weit her sein kann." Auch der 
Konjunkturchef des Instituts für 
Weltwirtschaft in Kiel, Joachim 
Scheide, lehnt eine höhere Neu- 
verschuldung zur Ankurbelung 
der Konjunktur strikt ab. „Der 
Effekt für das Wirtschafts- 
wachstum liegt bei null." Nach 
Einschätzung des Präsidenten 

des Hamburgischen Welt- 
wirtschaftsarchivs, Thomas 

Straubhaar, wird das Vorziehen 
der Steuerreform zwar einen be- 
achtlichen konjunkturellen Er- 
folg nach sich ziehen. Auf lange 
Sicht aber werde dieses kreditfi- 
nanzierte Vorziehen der Steuer- 
reform die Staatsschulden wei- 
ter in die Höhe schrauben. 

(Berliner Zeitung) 
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Pressestimmen zum 
Haushaltsentwurf 2004 

"H Haushaltsentwurf der 
Regierung wimmelt es nicht 
einfach nur von Risiken, die 
Sl<-'h in einer unsicheren Welt 
nic'ht ausschließen lassen. 
c.v reihen sich vielmehr Luft- 
Und Hoffnungsbuchungen 
Qneinander. Mit dem gesetz- 
lich verankerten Grundsatz 
v°n Klarheit und Wahrheit 
hat dieser Haushalt wenig 
Semein. Financial Times 

Deutschland 

De'Haushalt2004,üherden 
ln diesen Tagen im Bundes- 
l°g gestritten wird, ist auf 
Wachstum    gebaut.    Zwei 

Dozent hat Bundesfinanz- 
minister unterstellt. Ange- 
Slchts der his in diesen Som- 

er reichenden Stagnation 
der Wirtschaft erscheint dies 
Wlkühn. 

Frankfurter Allgemeine 
Zeitung 

e'echtigt aber ist der Vor- 
"'J, Eichel agiere unseriös. 

I, 
a wird ein Haushalt vorge- 
P> in dessen Vorwort die 
genen Konjunkturprogno- 

en angezweifelt werden, in 

dem milliardenschwere Re- 
formprojekte noch nicht 
berücksichtigt sind. Eichel 
verspielt den letzten Rest an 
Glaubwürdigkeit, wenn er 
jetzt so tut, als sei die Union 
mit ihrer Bundesratsmehr- 
heit das größte Risiko für den 
Haushalt. Damit macht er es 
sich zu einfach. Denn das 
größte Risiko geht von den 
unrealistischen und schön 
gerechneten Zahlen aus. 
Berliner Zeitung 

Wäre Mitleid ein Element 
der politischen Auseinan- 
dersetzung, hätte Hans Ei- 
chel es verdient. Selten ist 
einem Finanzminister von 
den eigenen Leuten so der 
Schneid abgekauft worden. 

General-Anzeiger 

Hans Eichel wird der Verlust 
an Glaubwürdigkeit beson- 
ders schmerzen. Denn er ist 
mit dem Anspruch angetre- 
ten, vieles besser zu machen 
als seine Vorgänger. Das ist 
ihm nicht gelungen. Durch- 
wursteln heißt mittlerweile 
die Devise in der Finanzpoli- 
tik. Der Etatentwurffür 2004 
steckt voller Risiken, dem- 
nächst droht wieder ein 
Nachtragshaushalt,       und 

Deutschland wird in diesem 
und im nächsten Jahr die Sta- 
bilitätsziele des Maastricht- 
Vertrags verfehlen. 

Stuttgarter Zeitung 

Mit dem Etatentwurf für 
2004 ist Hans Eichel end- 
gültig zur traurigen Figur 
der Regierung geworden. 
Die Zahlen-Kolonnen, die 
der Finanzminister auf der 
Einnahmeseite aufgelistet 
hat, die unterstellten Erwar- 
tungen an Wachstum und 
Ausgaben-Entwicklung, 
sind wirklichkeitsfern. 

Dresdner Neueste 
Nachrichten 

Hans Eichel, ehemals ein so- 
lider Haushälter, fehlt in- 
zwischen die konzeptionelle 
Kraft. Zermürbt vom rasan- 
ten Abstieg des 'Hans im 
Glück' zum 'Hans im Pech', 
gekränkt von den immer per- 
sönlicher werdenden Attak- 
ken der Union und gede- 
mütigt von den eigenen Leu- 
ten, ist dieser Finanzminis- 
ter zu einem Befreiungs- 
schlag jedenfalls nicht mehr 
fähig. Für den Kanzler, so 
scheint es, ist Eichel über- 
dies nur noch Kanonenfut- 
ter.      Saarbrücker Zeitung 

UID 28/2(X)3 • 5 



1 H AUSHALTS D EBATTE 

MARIA  EICHHORN: 

Sparen zu Lasten 
von Familien und 

Kindern 

Anlässlich der 1. Lesung 
des Haushaltsentwurfs für 
2004 erklärte die familien- 
politische Sprecherin: 

Mit einer drastischen Re- 
duzierung der Einkommens- 
grenzen beim Erziehungs- 
geld saniert die Bundesregie- 
rung ihren Haushalt 2004 auf 
Kosten junger Eltern. Mit 
diesen Einsparungen trifft 
die Bundesregierung vor al- 
lem die Eltern, die nach der 
Geburt eines Kindes für eine 
gewisse Zeit auf Erwerbs- 
tätigkeit verzichten wollen. 

Damit widerspricht die 
Familienministerin ihren 
Äußerungen bei der Verab- 
schiedung des Haushalts 
2003. Damals hat sie be- 
hauptet, dass es keinerlei 
Einschränkungen beim Er- 
ziehungsgeld gebe. Dies ist 
eine Täuschung der Wähler 
- ein Jahr nach der Bundes- 
tagswahl 2002. 

Mit diesen Kürzungen 
verabschiedet sich die rot- 
grüne Bundesregierung auch 
vom Prinzip der Wahlfreiheit 
für Eltern. Diese wollen und 
sollen selbst entscheiden, wie 
sie Familie und Erwerbstätig- 
keit miteinander vereinbaren. 
Trotz einer Geburtenrate von 
nur 1,3 Kindern pro Frau in 
Deutschland spart die Bun- 
desregierung auf Kosten der- 
jenigen, die Kinder erziehen. 
Andere Länder wie Frank- 
reich oder die skandinavi- 
schen Länder haben deutlich 
höhere Geburtenraten. Das 
Erfolgsrezept in diesen Län- 
dern basiert auf dem Ausbau 
von Kinderbetreuungsein- 
richtungen und der finanziel- 
len Förderung von Familien. 

Mit einem Kinderzu- 
schlag für Geringverdiener in 
Höhe von 140 Euro greift die 
Bundesregierung endlich die 
Idee des Familiengeldes der 
Union auf, Kinder aus der So- 
zialhilfe zu holen. Im Wahl- 
kampf 2002 wurde das Fami- 
liengeld noch mit der Be- 
gründung abgelehnt, dass die 
Unterstützung für Familien 
ausreichend sei. Wir werden 
den Vorschlag konstruktiv 
begleiten und setzen ein Ge- 
samtkonzept dagegen, das 
• mit der Einführung eines 
Familiengeldes echte Wahl- 
freiheit zwischen verschie- 
denen Lebensentwürfen er- 
möglicht, • die Vereinbar- 
keit von Familie und Erwerb- 

stätigkeit durch den bedarfs- 
gerechten Ausbau der Kin- 
derbetreuung für alle Alters- 
gruppen verbessert und die 
Erziehungskompetenz von 
Müttern und Vätern stärkt. 

GERDA   HASSELFELDT: 

Kommunen 
benötigen Hilfe 

In der allgemeinen F'* 
nanzdebatte erklärte d,e 

stellvertretende Fraktions- 

vorsitzende: 
Die rot-grüne Bundesre- 

gierung vermischt mit in' 
rem Vorschlag zur Gewerbe- 

steuer zwei unterschiedlich6 

Probleme: Die akute F1' 
nanznot der Kommunen und 
den grundlegenden Reforfl1' 
bedarf bei den Kommuanlf1' 
nanzen. Die Vorschläge der 
Regierung werden keinen1 

der Probleme gerecht. 
CDU und CSU haben m'1 

ihrem Antrag klar unter- 
schieden, wir fahren zweig' 
leisig: Schnelle Hilfe für die 

klammen Kommunen für das 
nächste Jahr und dann eine 

grundlegende Reform, d,e 
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auf verlässlichen Be- 
rechnungsgrundla- 
§en fußt. Bei dieser 
grundlegenden Reform müs- 
sen auch die Ausgaben ein- 
bogen werden, wie wir es 
ln unserem Entwurf vor- 
schlagen. Einnahmen und 
Ausgaben müssen dabei glei- 
chermaßen berücksichtigt 
Werden. In der gesamten De- 
hatte hat der Finanzminister 
ebenso wie Kollege Poß nur 
ln Überschriften gesprochen. 
2um Inhalt der Gesetzent- 
würfe wurde nichts gesagt. 
D'e Regierung ist den Kom- 
munen auch hier Antworten 
schuldig geblieben. 

Herr Müntefering schlägt 
2ür Problemlösung neue 
Schulden vor. Das fällt den 
*egierungsfraktionen sofort 

nd immer wieder ein: neue 
Schulden. Der Bundeskanz- 
ler distanziert sich im ZDF- 

Som- 
merinterview von den Pro- 
blemen in den Kommunen. 
Er belehrt darüber, dass die 
Bundesregierung nicht über 
die Gebühren bspw. für Kin- 
dergärten in den Gemeinden 
entscheide. Das ist schäbig, 
gerade weil diese Bundesre- 
gierung mit ihrer Wirt- 
schafts-und Steuerpolitik die 
Ursachen für die kommuna- 
len Einnahmeeinbrüche ge- 
schaffen hat. 

Die rot-grünen Vorschlä- 
ge sind Flickwerk ohne strin- 
gente Idee und ohne schlüs- 
siges Konzept. Sie nehmen 
hier dem einen und geben 
dort dem anderen. Nebenbei 
schaffen Sie unnötig neue 
Bürokratie für über 700.000 
Freiberufler. Arbeitsbeschaf- 
fung für Finanzbeamte und 

HAUS HALTSDEBATTE' 

Steuerberater. Nicht einmal 
innerhalb der Regierungs- 
fraktionen besteht Einigkeit. 
Schon vor der Einbringung 
des Gesetzes gab es Absetz- 
bewegungen von maßgebli- 
chen Mitgliedern dieser 
Fraktionen. So wird Frau Sa- 
ger als Fraktionsvorsitzende 
der Grünen in der SZ mit der 
Äußerung zitiert, dass das 
Zahlen werk von Hans Eichel 
untauglich sei.Für die Sen- 
kung der Gewerbesteuerum- 
lage mindestens auf das Ni- 
veau vorder rot-grünen Steu- 
erreform gibt es auch in den 
Regierungsparteien Zustim- 
mung. Die Senkung der 
Umsatzsteueranteile für die 
Kommunen ist auch Be- 
standteil des Regierungsent- 
wurfes: CDU und CSU for- 
dern die Bundesregierung 
auf, schnell den Kommunen 
zu helfen. 

Die zehn größten Posten im Bundeshaushalt 
Entwurf 2004       Angaben in Mio. Euro 

81 882,49 (-0,2) 

39 935,24 (±0) 

Gesundheit und Soziale Sicherung 

Bundesschuld 

Verkehr, Bau- und Wohnungswesen  [_J| 26 491,84 (+1,6) 

Wirtschaft und Arbeit  | M   25 003,35 ( + 35,1) 

Verteidigung C^3B   24 248-81 (-°-5) 

Allgemeine Finanzverwaltung [ • 9 757,86 (-29,8) 

Versorgung [  |  8 981,01 (+2,0) 

Bildung und Forschung [ |  8 209,19 (+6,3) 
erbraucherschutz, Ernährung, Landwirtschaft [ |   5 209,10 (-7,4) 

Familie, Senioren, Frauen und Jugend  [ |   4 746,13 (-7,0) 
Quelle: Bundesministerium für Finanzen 

in Klammern = 
Veränderungen zu 
Soll 2003 in Prozent 
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1  GESUNDHEITS POLITIK 

Gesundheitsreformkompromiss 
- ein Erfolg der Union 

Die Union hat bei der Ge- 
sundheitsreform den Kom- 
promiss mit der Regierung 
gesucht, um „Schlimmstes 
an Staatsmedizin und Zen- 
tralismus" zu verhindern. 

Das ist der Union gelun- 
gen. Der Kompromiss trägt 
die Handschrift der Union. 
Ohne Kompromiss hätte die 
Regierung das Gesetz sonst 
aufgesplittet in einen zustim- 
mungsfreien und einen Zu- 
stimmungspflichtigen Teil. 
Dann hätte die Union nicht 
über den zustimmungsfreien 
Teil mitbestimmen können, 
in dem sämtliche Struktur- 
entscheidungen enthalten 
gewesen wären (wie zum 
Beispiel das staatliche „Zen- 
trum für Qualität in der Me- 

dizin")- 
Die Erfolge der Union im 

Interesse aller Beteiligten im 
Einzelnen: 
• Die Union hat die ärztliche 
Therapiefreiheit im Interesse 
der Patienten gerettet. Denn 
es ist der Union gelungen, ein 
von der Regierung gewoll- 
tes, bürokratisches und 
zentralistisches staatliches 
„Zentrum für Qualität in der 
Medizin" zu verhindern, das 
eine Bevormundung der Ge- 
sundheitsberufe und eine 
Standardisierung der Be- 
handlungsabläufe von Pati- 

enten beinhaltet hätte. 
Ebenso konnte die Union 
eine „Positivliste" für Medi- 
kamente verhindern. Somit 
bleibt es im Ermessen des 
einzelnen Arztes - und nicht 
staatlicher Vorgaben -, wel- 
ches Medikament er zur Be- 
handlung seines Patienten im 
jeweiligen Fall anwenden 
möchte. 
• Die Union hat dafür ge- 
sorgt, dass bei bestimmten 
Indikationen (z.B. Krebs, 
Schlaganfall) weiterhin auch 
nicht verschreibungspflich- 
tige Medikamente von den 
Krankenkassen erstattet wer- 
den. Auch für Kinder bleibt 
es grundsätzlich bei der Ver- 
pflichtung zur Kostenüber- 
nahme durch die Kranken- 
kassen. 
• Die Union hat die freie 
Arztwahl für die Patienten 
erhalten. Denn ein ärztliches 
Nachfragemonopol der 
Krankenkassen konnte ver- 
hindert und die Selbstver- 
waltung der Ärzte und 
Zahnärzte erhalten werden. 
Insbesondere sollten die 
Krankenkassen ursprünglich 
den Sicherstellungsauftrag 
für die fachärztliche Ver- 
sorgung erhalten, indem 
Fachärzte im niedergelasse- 
nen Bereich nur noch durch 
die Krankenkassen zugelas- 

sen worden wären. Mittel- 
und langfristig wäre somit 
die fachärztliche Versorgung 
nicht mehr durch freiberuf- 
lich tätige Ärzte, sondern 
vorwiegend in den Kranken- 
häusern oder durch Fach- 
ärzte der Krankenkassen er- 

folgt. 
• Die Union hat die flächen- 
deckende ambulante fach- 
ärztliche Versorgung der Pa- 
tienten gesichert. Denn es ist 
gelungen, die von der Regie' 
rung gewollten bürokrati- 
schen und zentralistischen. 
so genannten „Gesundheits- 
zentren" zu verhindern. 
• Die Union hat Mitwir- 
kungsrechte der Patienten- 
und Versichertenorganisa- 
tionen im Gemeinsame11 

Bundesausschuß der Gesetz- 
lichen Krankenversicherung 

durchgesetzt, auch und g6' 
rade im Hinblick auf den 
Leistungskatalog. 
• Krankenkassen erhalte11 

das Recht, Tarife mit Bei' 
tragsrückgewähr oder Selbs 
behalten mit Beitragsminde- 
rung anzubieten. Dadurch 
zahlen Versicherte wenige1"- 
• Ab 2007 wird die Budge- 
tierung für Ärzte beendet- 
Damit ist der Weg frei für 

eine sach- und leistungsge' 
rechte Vergütung der Ärzte 
mit festen Preisen. Dies wird 
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erreicht durch die Einfüh- 
rung von Regelleistungsvo- 
lumina. Diese werden zwi- 
schen Ärzten und Kranken- 
kassen vereinbart und bein- 
halten für eine bestimmte 
Leistungsmenge feste Preise. 
• Auf Forderung der Union 
hin wird es eine stärkere An- 
gleichung der Einkommen 
der Ärzte in den alten und 
neuen Bundesländern bis 
Ende 2006 geben. 
• Die Union hat für faire 
Wettbewerbsbedingungen 
für freiberufliche Offizin- 
apotheken gesorgt und die 
Errichtung von Apotheken- 
ketten verhindert. 
* Sozialhilfeempfänger 
Werden künftig bei der medi- 
zinischen Versorgung wie 
d'e gesetzlich Krankenversi- 
cherten und nicht - wie fak- 
tisch bisher- besser als diese 
behandelt. Auch Sozialhilfe- 
enipfänger werden künftig 
e,ne Selbstbeteiligung zu tra- 
gen haben. 
* Der Zahnersatz wird ab 
•^005 gesondert versichert 
und somit von Löhnen und 
Gehältern entkoppelt. Damit 
Senkt die Union die Lohnne- 
benkosten - mehr Arbeits- 
P'ätze können entstehen. 
* Mit all diesen Schritten 
ermöglicht die Union Bei- 
tragssenkungen der Kran- 
kenkassen - wenn die Ar- 
beitslosigkeit nicht aufgrund 
der Politik der Regierung 
^'eder ansteigt. 

HARTMUT   SCHAUERTE 

Zwangsabgaben schaffen 
keine Arbeitsplätze 

Zu den Überlegungen in 
der SPD zur Einführung 
einer Ausbildungsplatz- 
abgabe erklärt der mit- 
telstandspolitische Spre- 
cher: 

Der sich abzeichnende 
Lehrstellenmangel in 
Deutschland ist schlimm 
für alle: für die Lehrstel- 
lensuchenden, für die 
Wirtschaft und unsere Ge- 
sellschaft insgesamt. 

Ständiges Drohen von 
SPD-Fraktion und Bun- 
deskanzler mit der Ein- 
führung einer Ausbil- 
dungsplatzabgabe hilft 
aber niemandem. Im Ge- 
genteil: Wer eine Zwangs- 
abgabe für nicht ausbil- 
dende Unternehmen ein- 
führen will, der treibt nur 
die Kosten in Deutschland 
weiter in die Höhe, der 
zieht die Bürokratie- 
schraube in Deutschland 
eine weitere Umdrehung 
an, der treibt noch mehr Ar- 
beitsplätze ins Ausland, 
noch mehr Beschäftigung 
in die Schwarzarbeit und 
noch mehr mittelständi- 
sche Betriebe in den Ruin. 

Der Schlüssel für mehr 
Lehrstellen in Deutschland 
liegt nicht in mehr, sondern 

in weniger Kosten und we- 
niger bürokratischer Gän- 
gelung für die Betriebe. 
Nur weniger Kosten schaf- 
fen mehr Investition und 
ermöglichen mehr Ausbil- 
dung in den Fachkräfte- 
stamm von morgen. 

Alle Anstrengungen zur 
Bekämpfung der Lehrstel- 
lenmisere müssen ins 
Leere laufen, wenn die 
Bundesregierung und die 
sie tragenden Parteien 
nicht endlich die Weichen 
dafür stellen, dass die Be- 
lastungen von Bürgern und 
Betrieben durch Steuern 
und Abgaben in Deutsch- 
land gesenkt werden. Nur 
so kann kleinen und mittle- 
ren Betrieben die notwen- 
dige Luft zum Atmen ge- 
geben und deren Ausbil- 
dungsbereitschaft erhöht 
werden. Eine Ausbil- 
dungsplatzabgabe lehnen 
wir ab. 
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KATHERINA   REICHE 

Bundesregierung soll Tacheles reden 
Zu den Ankündigungen des 
Bundeskanzlers zur Ein- 
führung einer Ausbildungs- 
platzabgabe erklärte die 
bildungs- und forschungs- 
politische Sprecherin: 

167 640 Jugendliche ha- 
ben noch keinen Ausbil- 
dungsplatz und der Bundes- 
regierung fällt nichts anderes 
ein, als den Betrieben weiter 
mit einer Ausbildungsplatz- 
abgabe zu drohen. Die Bun- 
desregierung ist aufgefor- 
dert, nun endlich Tacheles zu 
reden und sich nicht mehr 
hinter immer weiteren Dro- 
hungen zu verstecken. 

Herr Kannegießer hat 
Recht, wenn er sagt, man 
solle „Maßnahmen, die man 
für richtig hält, entweder tun 

oder man soll sie lassen, aber 
nicht ständig wie ein Damo- 
klesschwert über der Wirt- 
schaft lassen". Alle Anstren- 
gungen zur Bekämpfung der 
Lehrstellenmisere sind zum 
Scheitern verurteilt, wenn 
Rot-Grün die Betriebe nicht 
entlastet und es ihnen da- 
durch auch in konjunkturell 
schwierigen Zeiten ermög- 
licht, auszubilden. Die von 

Rot-Grün angedrohte Aus- 
bildungsplatzabgabe bewirkt 
genau das Gegenteil: Sie 
schafft mehr Bürokratie, 
aber keine Ausbildungs- 
plätze. Die CDU/ CSU for- 
dert die Bundesregierung 
auf, das Berufsbildungsge- 
setz umgehend zu novellie- 
ren. Der erste Lehr- 
stellenmarkt muss gestärkt 
werden. Das Berufsbil- 
dungsrecht ist so zu refor- 
mieren, dass die Berufsaus- 
bildung wieder stärker an be- 
trieblichen Aufgaben und 
Arbeitsprozessen orientiert 
wird. Die Betriebe müssen 
mehr Eigenverantwortung 
bei der Ausbildung erhalten- 
Ausbildung muss sich wie- 
der lohnen. 

AUSBILDUNGSMARKT   IN   ZAHLEN 

Von Oktober 2002 bis 
August 2003 sind den 
Arbeitsämtern insgesamt 
510.743 Ausbildungsstel- 
len gemeldet worden, das 
sind 46.682 oder 8,4 Pro- 
zent weniger als im Vor- 
jahr. Gleichzeitig haben mit 
697.500 etwa 6.000 Bewer- 
ber mehr als im Vorjahr zur 
Vermittlung eines Ausbil- 
dungsplatzes die Berufs- 
beratung eingeschaltet. En- 

de August waren 54.577 
Ausbildungsstellen noch 
unbesetzt, 4.800 weniger 
als vor Jahresfrist. Als noch 
nicht vermittelt zählten 
167.640 Bewerber. Das 
sind 30.436 mehr als vor ei- 
nem Jahr. Die Lehrstellen- 
lücke liegt somit bei 
113.063 fehlenden Lehr- 
stellen und damit deutlich 
über der Zahl des Vorjahres 
von 77.827. Nicht nur der 

Ausbildungs-Stellenmarkt, 
auch der Arbeitsmarkt 
bleibt für junge Menschen 
unter 25 Jahre äußerst ange- 
spannt. Mit 559.653 er- 
reichte die Zahl der arbeits- 
losen Jugendlichen in ei- 
nem August den höchsten 
Stand, seit die Bundesan- 
stalt für Arbeit nach Grün- 
dung der Bundesrepublik 
Deutschland entsprechen- 
de Statistiken führt. 
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PETER-HARRY   CARSTENSEN,   WOLFGANG   BöRNSEN: 

Kraftakt für mehr Ausbildungsplätze 
Den Drohungen des Bun- 
deskanzlers eine Ausbil- 
dungsplatzabgabe einzu- 
führen, erteilten der schles- 
wig-holsteinische Landes- 
vorsitzende, Peter-Harry 
Carstensen, und das Mit- 
glied des Wirtschaftsaus- 
schusses im Deutschen Bun- 
destag, Wolfgang Börnsen, 
eine klare Absage. 

Mit dieser zusätzlichen 
Belastung würden kleine 
und mittlere Betriebe gerade 
ln strukturschwachen Regio- 
nen nur weiter geschwächt, 
Weil zahlreiche Lehrstellen 
Mangels Nachfrage nicht be- 
setzt werden könnten, oder 
es wegen derregionalen Ver- 
kehrsferne keine qualifizier- 
ten Bewerber gebe. Wichti- 
ger sei es, gerade mit Blick 
auf die nächsten Jahre, ef- 
fektive Maßnahmen zu er- 
greifen, um die Ausbil- 
dungssituation langfristig zu 
verbessern. „Über 6.300 
Schulentlassene in Schles- 
wig-Holstein und Hamburg, 
dle keinen Ausbildungsplatz 
naben, hat es in den vergan- 
genen 15 Jahren noch nicht 
gegeben. Dieser Negativre- 
kord darf nicht bleiben. Wir 
^warten einen Schlussspurt 
Ur die junge Generation", 

*agten beide. Gegenüber 
dem Vorjahr sei die Anzahl 

der Ausbildungsplatz- 
suchenden um 1.800 ge- 
stiegen. „Darin steckt 
die eigentliche Proble- 
matik, weil auch für 
die kommenden drei 
Jahre noch geburten- 
starke Jahrgänge auf den P 
Ausbildungsmarkt 
drängen werden. Alle poli- 
tisch Verantwortlichen müs- 
sen bei dieser angespann- 
ten Lage ernsthaft erwägen, 
durch eine steuerliche Ent- 
lastung für Ausbildungsbe- 
triebe für mehr Ausbildung 
zu sorgen." 

„Ein Ausbildungsplatz 
kostet durchschnittlich 8.000 
€ pro Jahr, in Industrie 
und Handel 10.400. Aus- 
bildungsbetriebe sorgen - 
nicht nur für den eigenen - 
qualifizierten Nachwuchs. 
93 Prozent dieser Betriebe 
wünschen nach einer Studie 
des Instituts der Deutschen 
Wirtschaft daher, dass ihr 
Engagement steuerlich ge- 
würdigt wird. Gleichzeitig 
nennen neun von zehn 
Betrieben die flaue Wirt- 
schaftslage und die fehlende 
wachstumsfördernde Poli- 
tik des Bundes als Hauptur- 
sachen für ihre Ausbil- 
dungszurückhaltung. Wenn 
wir diese Lage in den kom- 
menden   drei   Jahren   ent- 

-H. Carstensen W. Börnsen 

schärfen wollen - erst da- 
nach rechnen Fachleute mit 
einer Entspannung auf dem 
Ausbildungsmarkt - müs- 
sen wir insbesondere unsere 
kleinen Betriebe wirksam 
entlasten. Bereits 3.000 € 
zusätzliche steuerliche An- 
rechenbarkeit würden nach 
Auffassung von Fachleuten 
viele Betriebsinhaber zur 
Einstellung von Auszubil- 
denden bewegen", so die 
beiden Mitglieder des Deut- 
schen Bundestages. 

Die Unionsvertreter 
schlagen hierzu die Stär- 
kung von Ausbildungsver- 
bünden insbesondere für 
Kleinstbetriebe vor, die zü- 
gige Novellierung des Be- 
rufsbildungsrechts, sowie 
die Steigerung der Leis- 
tungsfähigkeit des dualen 
Partners Berufsschule durch 
Einführung bundesweit gül- 
tiger Qualitätsstandards und 
die Einführung von schlan- 
ken Berufen bzw. Abschlüs- 
sen für praktisch Begabte. 
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NORDRHEIN-WESTFALEN 

Mehr Freiheit statt mehr Bürokratie 
Die CDU in Nordrhein- 
Westfalen wird in der zwei- 
ten Jahreshälfte noch stär- 
ker für eine Politik mit 
mehr Eigenverantwortung 
statt staatlicher Reglemen- 
tierung, mehr Freiheit statt 
mehr Bürokratie, mehr 
Wachstum und Beschäfti- 
gung statt mehr Arbeitslo- 
sigkeit werben. Dies kün- 
digte der Landesvorsit- 
zende Jürgen Rüttgers in 
einem Brief an die nord- 
rhein-westfälischen Funk- 
tionsträger an: 

Voraussetzung für 
Wachstum und Innovation 
sei ein konkreter Bürokra- 
tieabbau. Das bedeute: 
„Auflösung der Regierungs- 
präsidien und Schaffung 
von drei Regional verbänden 
in Westfalen, im Rheinland 
und im Ruhrgebiet bei den 
Landschaftsverbänden. In 
Detmold und in Arnsberg 
wird es einen Ausgleich für 
die wegfallenden Regie- 
rungspräsidien geben. Der 
Investitionsstau in NRW 
von mehr als 20 Millionen 
Euro muss aufgelöst wer- 
den. Wir brauchen eine Po- 
litik für den Mittelstand. 
Deshalb kämpfen wir auch 
gegen die Abschaffung der 
Meisterprüfung im Hand- 
werk und wollen eine Re- 
form der beruflichen Aus- 
bildung." 

Rüttgers bekräftigte, dass 
die Menschen mehr arbeiten 
müssten, damit mehr Wachs- 
tum erzielt werde. Dies gelte 
„im Westen wie im Osten." 
Er nannte konkrete Vor- 
schläge: „Das 13. Schuljahr 
wird abgeschafft. Studien- 
und Ausbildungszeiten wer- 
den verkürzt. Ein Jahr frühe- 
rermittlerer Berufseintritt der 
jungen Generation bedeutet 
einen Prozentpunkt weniger 
Lohnzusatzkosten. Vorruhe- 
standsregelungen werden ab- 
geschafft. Die Wochenar- 
beitszeit wird ohne Lohnaus- 
gleich verlängert, aber auch 
flexibilisiert. Freiwillige Ar- 
beit über das 65. Lebensjahr 
hinaus wird ermöglicht." Der 
Landesvorsitzende wird auch 
seinen persönlichen Beitrag 
für neue Arbeitsplätze lei- 
sten: Auf einer Tour durch 
Nordrhein Westfalen wird 
der Landesvorsitzende um 
Lehrstellen werben. „Wir 
wollen alles dafür tun, damit 
jedem Jugendlichen, dereine 
Ausbildung   machen   will, 

eine Lehrstelle angeboten 
werden kann. Es müsste im 
Interesse aller Beteiligten 
sein, eine drohende Lehrstel- 
lenkatastrophe abzuwenden. 

Außerdem müsste der Ar- 
beitsmarkt entriegelt wer- 
den. Dazu gehöre auch der 
Ausbau des Einstiegslohn- 
sektors. „Die Minijobs sind 
ein Erfolgsmodell. Wir wol- 
len die Progressionszone, in 
der die Arbeitnehmer ermä- 
ßigte Sozialabgaben zahlen, 
von jetzt 800 Euro auf 1.200 
Euro ausweiten. Arbeit für 
niedrigeren Lohn ist besser 
als keine Arbeit," sagte Rütt- 
gers. Eine weitere Herausfor- 
derung sei, die sozialen Si- 
cherungssysteme zukunfts- 
fest zu machen für eine älter 
und kleiner werdende Ge- 
sellschaft. Dabei müsse das 
Verhältnis zwischen persön- 
licher Verantwortung und 
gesellschaftlicher Solidari- 
tätspflicht zugunsten einer 
höheren persönlichen Ver- 
antwortlichkeit neu ausba- 
lanciert werden. „Die großen 
Lebensrisiken werden aucn 
in Zukunft von der Solidar- 
gemeinschaft getragen," s° 
Rüttgers. Eine soziale VoH- 
kasko-Versicherung fünre 

aber zum Zusammenbrucn 

des Sozialen. Deshalb müsse 
es eine neue Rentenreform 
geben mit weiterem Ausbau 
der privaten Vorsorge. 
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HANS-GERT   PöTTERING: 

Der Euro-Stabilitätspakt gilt für 
alle Mitgliedsstaaten 

Der Vorsitzende der christ- 
demokratischen EVP-ED- 
Fraktion im Europäischen 
Parlament, Hans-Gert Pöt- 
tering, hat von der Euro- 
päischen Kommission die 
konsequente Verteidigung 
der durch das europäische 
Recht geschützten Stabi- 
lität des Euro verlangt. 

In Brüssel erklärte der 
Vorsitzende der stärksten 
Fraktion im Europäischen 
Parlament, es dürfe nicht der 
bindruck entstehen, für gro- 
ße Mitgliedstaaten könne es 
durch politischen Druck 
e,ne Sonderbehandlung ge- 
ben, was die Auslegung der 
Maastricht-Kriterien, insbe- 
sondere der Neuverschul- 
dungsgrenze von drei Pro- 
zent, angeht. 

Eine Aufweichung oder 
fortdauernde Verletzung des 

am Bruttoinlandsprodukt ge- 
messenen Drei-Prozent-Kri- 
teriums und somit die Auf- 
gabe des nach dem Stabili- 
tätspakt anzustrebenden 
Haushaltsausgleichs wäre 
ein falsches Signal nicht nur 
für die übrigen EU-Staaten, 
sondern insbesondere auch 
für die beitretenden Länder, 
denen von der EU große wirt- 
schaftspolitische Anstren- 
gungen abverlangt werden. 

Der Stabilitätspakt diene, 
so Pöttering weiter, der Stär- 

kung des internationalen 
Vertrauens in eine junge 
Währung, die dank dieser 
strengen Regeln in den er- 
sten Jahren sehr erfolgreich 
gestartet ist. Wenn die Kom- 
mission die gemeinsame 
Währung heute nicht gegen 
mangelnde Haushaltsdiszi- 
plin verteidige, ermögliche 
sie kein höheres Wirt- 
schaftswachstum, sondern 
riskiere allenfalls mehr In- 
flation und ein höheres Zins- 
niveau. Pöttering ermutigte 
in diesem Zusammenhang 
ausdrücklich den für diese 
Fragen zuständigen EU- 
Kommissar Solbes, seine 
bisherige Politik konse- 
quent fortzusetzen. „Es darf 
keinen Unterschied zwi- 
schen großen und kleinen 
Mitgliedstaaten geben", 
sagte Pöttering. 

HINTERGRUND:   STAB I LITÄTS-   UND   W A C H S T U M S P A KT 

Lter Stabilitätspakt wurde für 
die dritte Stufe der Wirtschafts- 
und Währungsunion ausge- 
handelt, und soll sicherstellen, 
dass die Mitgliedstaaten nach 
Euro-Einführung ihre Bemüh- 
ungen um Haushaltsdisziplin 
fortsetzen. Mit Hilfe des Paktes 
Werden die EU-Mitgliedsstaa- 
'en zu einer stabilitätsorien- 

tierten Finanzpolitik angehal- 
ten. Ziel ist es, im Zusammen- 
spiel mit der Geldpolitik der 
Europäischen Zentralbank, 
Voraussetzungen für ein nach- 
haltiges Wirtschaftswachstum 
zu gewährleisten. Innerhalbdes 
Stabilitäts- und Wachstums- 
pakts gelten folgende Kriterien 
für die   finanzwirtschaftliche 

Stabilität eines Landes: 3% De- 
fizitobergrenze für das jährli- 
che Defizit, 60 % Obergrenze 
für die öffentliche Gesamtver- 
schuldung. In Bezug auf eine 
drohende oder tatsächliche 
Verletzung, insbesondere des 
3 %-Kriteriums, sieht der Pakt 
ein Frühwarnsystem bzw. ein 
Sanktionssystem vor. 
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VERMISCHTES 

Preisverleihung 
„Viele Ihrer strukturellen 
Entscheidungen tragen 
nun Früchte", sagte der 
frühere Hamburger Bür- 
germeister Klaus von Doh- 
nanyi in seiner Laudatio 
an Peter Müller. Der Mini- 
sterpräsident des Saar- 
lands wurde für die Er- 
folge in der Wirtschaftspo- 
litik als „Ministerpräsi- 
dent des Jahres" geehrt. 

Wie eine Studie der „Ini- 
tiative Neue Soziale Markt- 
wirtschaft" und der „Wirt- 
schaftswoche" belegt, hat das 
Saarland unter den 16 Bun- 
desländern in den vergange- 
nen beiden Jahren die erfolg- 
reichste Wirtschafts- und 
Ordnungspolitik betrieben. 

In seiner Dankesrede wies 
Müller darauf hin, dass seit 
seinem Regierungsantritt 66 
Prozent aller Verwaltungs- 

vorschriften aufgehoben 
wurden. Bürokratieabbau sei 
der entscheidende Beitrag 
zur „Befreiung aus den Fes- 
seln des Staates". Wirkliche 
Reformen seien nicht nur 
durch Kostensenkung, son- 
dern vor allem durch „Struk- 
turveränderungen" erreich- 
bar, so Müller. Deshalb sei es 
notwendig, nach einem kla- 
ren „Leitfaden" zu handeln 
und so die „Rahmenbedin- 
gungen für Wachstum und 

Beschäftigung" zu schaffen. 
Jedoch lasse die aktuelle 
Bundesregierung gerade die- 
se Leitlinien vermissen. 

Das Bundesländer-Ran- 
king war in Zusammenarbeit 
mit dem Institut der Deut- 
schen Wirtschaft Köln aus- 
gearbeitet worden und be- 
wertete die Entwicklung 
der Bundesländer nach den 
Faktoren Struktur, Standort, 
Wohlstand und Arbeits- 
markt. 

Beachvolleyball ist die 
Trendsportart für warme 
Sommertage. In den großen 
Städten verwandeln sich 
Betonplätze in sandige 
Strände. Jugendliche und 
junge Erwachsene „prit- 
schen" und „baggern" um 
die Wette. In Berlin hat der 
Ortsverband Fischerinsel 
ein Beachvolleyball-Tur- 
nier   ausgerichtet.    Erster 

CDU   VOLL   IM   TREND 

Preis: Der Konrads-Becher 
- in Anlehnung an Konrad 
Adenauer. Neben Ortsver- 
bänden der Berliner CDU 
aus verschiedenen Stadttei- 
len standen hochrangig be- 
setzte Gastmannschaften 
in den Startlöchern. In hart 
umkämpften Spielen konn- 
te sich schließlich die katho- 
lische Pfarrei Salvator Pad- 
res gegen die Abgeordne- 

tenhausfraktion durchset- 
zen und den Wanderpokal 
„Konrads-Becher" erobern- 
Im nächsten Jahr gilt es 
dann, den Becher zu vertei- 
digen, wenn in Berlin aufs 
Neue gepritscht und gebag- 
gert wird. Eine Idee, die sich 
bewährt hat, um -besonders 
in Großstädten - die Bevöl- 
kerung und die Politiker ein- 
ander näherzubringen. 
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PETER   GöTZ: 

Graffitiszene wird 
immer krimineller 

Zu den Folgen der Verzö- 
gerung einer wirksamen 
Strafrechtsänderung zur 
Einschränkung des Graf- 
fitiunwesens durch die rot- 
grüne Bundesregierung er- 
klärte der kommunalpoli- 
tische Sprecher: 

Das Graffitiunwesen ver- 
ursacht riesige volkswirt- 
schaftliche Schäden. In Ber- 
'in allein sind es jährlich 50 
Mio. €. Der Staat hat keine 
ausreichende Handhabe ge- 
gen die Sprayer. Rot-Grün 
verweigert sich einer maß- 
vollen Verschärfung des 
Strafrechts. 

Verheerend sind die so- 
hlen und städtebaulichen 
folgen dieses nur vermeint- 
llch kleinen Missstands: 
Ganze Straßenzüge, Plätze 
Und Einrichtungen des öf- 
fentlichen Nahverkehrs bie- 
ten ein Bild der Verwahr- 
losung. Zahlreiche Straßen- 
2uge leeren sich und vers- 

lummen als Folge von Graf- 
fiti. Ein Gefühl der Unsi- 
cherheit macht sich breit. 

Konsequentes Vorgehen 
gegen so genannte Bagatell- 
delikte wie Graffitischmie- 
rereien hat sich eindeutig 
als erfolgreich bei der Kri- 
minalitätsprävention erwie- 
sen - vor allem bei Kindern 
und Jugendlichen. All das 
hat die Kriminalitätsfor- 
schung mit ihrer „Broken- 
Windows-Theorie" wissen- 
schaftlich nachgewiesen 
und die Praxis in anderen 
Ländern hat es längst belegt. 

Aber gegen alle Vernunft 
sträubt sich Rot-Grün. In der 
letzten Wahlperiode haben 
sie vier Gesetzentwürfe zur 
besseren Graffiti-Bekämp- 
fung zurückgewiesen. Die 
Union hat im Januar dieses 
Jahres erneut einen Gesetz- 
entwurf zur maßvollen und 
wirksamen Verschärfung 
des Strafrechts in den Bun- 
destag eingebracht. Immer 
noch nicht ist darüber ver- 
nünftig entschieden. 

Derweil wächst der 
Schaden Tag für Tag und 
Monat für Monat; jeden Tag 
über eine halbe Mio. €, je- 
den Monat über 16 Mio. €. 

Berlin musste inzwischen 
eine 36-köpfige gemeinsa- 
me Ermittlungsgruppe aus 
Polizei und Bundesgrenz- 
schutz „Graffiti in Berlin" 
(GIB)einsetzen-undsie be- 
zahlen. Ein Ermittler ist be- 

reits von ertappten Sprayern 
niedergestochen worden, ein 
anderer wurde einen Trep- 
penaufgang herunter gesto- 
ßen und schwer verletzt. 

Einzelne organisierte 
Gruppen vermarkten ihre 
Graffiti-Bildbände und Vi- 
deofilme. In dieser Szene 
werden Claims abgesteckt. 
Ihre Kämpfe werden immer 
gewalttätiger. Allein in Ber- 
lin sind 3.000 bis 4.500 
Sprayer in 150 Gruppen 
(„Crews") organisiert. 

Schluss damit! Wir for- 
dern Rot-Grün auf, endlich 
Verantwortung zu überneh- 
men. 

MARIA   BöHMER: 

Ganztagsschulen 
- der Faktor 
Qualität ist 

entscheidend 

Zum Start des Ganztags- 
schulprogramms durch 
Bildungsministerin Edel- 
gard Bulmahn erklärt die 
stellvertretende Vorsitzen- 
de der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion: 

Eine deutliche Verbesse- 
rung der Unterrichtsqualität 
erwartet die Ministerin Bul- 
mahn durch die Errichtung 
neuerGanztagsschulen. Das 
ist jedoch ein Trugschluss. 
Kinder lernen nicht automa- 
tisch mehr oder besser, wenn 
sie längere Zeit in der Schule 
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V^JT'   ... 

u^Q 
bleiben. Nicht der Faktor 
Zeit, sondern der Faktor 
Qualität ist entscheidend. 

Neuere Studien haben er- 
geben: Die Ganztagsschule 
ist kein Garant für mehr Bil- 
dung. Das kann die Ministe- 
rin bereits heute in Nord- 
rhein-Westfalen sehen. In 
dem SPD-regierten Bundes- 
land gibt es die meisten 
Ganztagsschulen. Nach der 
Logik von Frau Bulmahn 
müsste NRW einen Spitzen- 
platz bei PISA einnehmen. 
Stattdessen gehört es zu 
den „Sitzenbleiberländern". 
Das unterstreicht: Das Ganz- 
tagsschulbauprogramm der 
Bundesregierung ist keine 
Antwort auf PISA. Was wir 
brauchen sind fundierte pä- 
dagogische Konzepte, eine 
solide Ausstattung der Schu- 
len mit Personal, Räumlich- 
keiten und Finanzen, vor 
allem aber eine qualitativ 
hochwertige Aus- und Fort- 
bildung für Lehrer. 

Statt von Verbesserung 
der Bildung zu sprechen, 
wäre Ehrlichkeit angesagt: 
Der Ausbau der Ganztags- 

schulen zielt auf die bessere 
Betreuung der Kinder am 
Nachmittag, also auf eine 
bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf. Das ist 
vernünftig. Dazu sollte die 
Regierung stehen und Eltern 
nichts vorgaukeln. 

KLAUS   LIPPOLD 

PETER   PAZIOREK 

WERNER   WITTLICH: 

Trittin vernichtet 
Arbeitsplätze 

und erzielt keinen 
Umwelteffekt 

Anlässlich der Ergebnisse 
der Prognos-Dosenpfand- 
studie des Bundesministe- 
riums für Wirtschaft und 
Arbeit erklärten der stell- 
vertretende Fraktionsvor- 
sitzende, der umweltpoli- 
tische Sprecher und der 
zuständige Berichterstat- 
ter der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion: 

Die vorgelegten Ergeb- 
nisse der Dosenpfandstudie 
entlarven Bundesumweltmi- 
nister Trittin endgültig: Ar- 
beitsplatzvernichtung ohne 
Verbesserung des Umwelt- 
schutzes. 

Das seit Anfang des Jah- 
res von Trittin wider besse- 
ren Wissens losgetretene Do- 
senpfandchaos hat ökologi- 
sche Effekte erzielt, die nicht 
wahrnehmbar sind. Dafür 
wurde in Kauf genommen, 
dass per saldo tausende von 
Arbeitsplätzen vernichtet 
wurden. Die Gesamtkosten 
dieses falschen, dogmati- 
schen Vorgehens liegen bei 
500 Millionen bis 1,2 Milli- 
arden Euro jährlich. Die Ze- 
che hat der Verbraucher zu 
bezahlen. 

Bundesumweltminister 

Trittin ist auf- 
gefordert, die 
Reißleine zu 
ziehen und das 
Dosenpfand 
auszusetzen- 
Das ist auch 
eine Forderung 

von EU-Kommissionspräsi- 

dent Prodi, da die jetzige 
Pfandregelung nicht mit EU- 
Recht vereinbar ist. 

Die Union fordert Herrn 
Trittin einmal mehr auf, sich 
endlich seiner Verantwor- 
tung als Bundesumweltminis- 
ter zu stellen. Dazu gehört in 
erster Linie, dass er den Weg 
freimacht für eine ökolo- 
gisch und ökonomisch sinn- 
volle Neuausrichtung der 
Verpackungsverordnung. 

Weitere Informationen: 
www.cducsu.de 
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KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG 

Weniger Staat, mehr Verantwortung 
'»Freiheit, Verantwortung 
"nd Subsidiarität." Das 
sind die Schlagworte, die 
"n Mittelpunkt eines neuen 
Staatsverständnisses ste- 
hen, das in einem Grund- 
satzpapier der Konrad- 
^denauer-Stiftung vorge- 
stellt wurde. 

Die Bürger hätten sich 
daran gewöhnt, die „Daseins- 
vorsorge" ganz dem Staat zu 
überlassen und ihn dabei „in 
eine tiefe Krise" geführt, da 
dieser Versorgungsstaat zum 
emen nicht mehr fmanzier- 
°ar sei und zum anderen ei- 
nen riesigen bürokratischen 
Aufwand verursacht habe, 
Sagte der Stiftungsvorsitzen- 
den Bernhard Vogel bei der 
Vorstellung des Papiers. Um 
diese Entwicklung umzu- 
kehren , habe ein Kuratorium, 
dem zahlreichen Persönlich- 
keiten aus Politik, Wissen- 
schaft und Kultur angehör- 
ten, unter dem Vorsitz des 
ehemaligen Bundespräsi- 
denten Prof. Roman Herzog 
diese Entwicklung einer aus- 
führlichen Analyse unterzo- 
gen und Lösungsansätze an- 
geboten. Diese seien jedoch 
nicht als abstrakte, theoreti- 
sche Forderungen, sondern 
als „konkrete politische Auf- 
gaben" formuliert worden, 
^tonte Bernhard Vogel. Be- 
sondere Bedeutung auf dem 
^eg zur Bürgergesellschaft 

Konrad 
-Adenauer- 

Stiftung 

komme dem Prinzip der Sub- 
sidiarität zu, der Hilfe zur 
Selbsthilfe. Demnach müsse 
sich der Staat auf seine klas- 
sischen Kernkompetenzen 
beschränken und den Betrof- 
fenen mehr Eigenverantwor- 
tung zugestehen. Da der Staat 
allerdings „aus eigenem An- 
trieb nichts von seiner 
Macht" abgeben werde, 
müssten sich die Bürger 
ihren „Freiraum" selbst erar- 
beiten. Es sei aber wichtige 
Aufgabe des Staates, An- 
reize zu mehr Eigeninitiative 
zu schaffen und vor allem die 
gesetzlichen Rahmenbedin- 
gungen entsprechend anzu- 
passen. Mehr „Flexibilität 
und Mobilität", Abbau von 
Bürokratie und eine „allge- 
meine und spürbare Senkung 
der Steuertarife" seien ent- 
scheidende Voraussetzun- 
gen für die Entstehung einer 
aktiven Bürgergesellschaft. 
Zudem brauche Deutschland 
eine neue Gründerkultur mit 
erfolgreichen Unternehmern 
als „Humus" einer „dynami- 
schen Wirtschaft". Dazu 
müssten auch die Rechtsfor- 
men der Stiftung und der Ge- 
nossenschaft eine  stärkere 

Bedeutung erfah- 
ren. Unter dem 
Schlagwort „Cor- 
porate Citizenship" 
verbirgt sich die in 
anderen Ländern 

bereits sehr populäre Idee, 
dass sich Unternehmen an 
„der Finanzierung von Ge- 
sellschaftsaufgaben durch 
Spenden oder durch Sponso- 
ring" beteiligen. So könnten 
nach Meinung der Autoren 
die Schulen und Hochschu- 
len, aber auch andere kul- 
turelle und sportliche Ein- 
richtungen, besser finanziert 
werden und eine größere Un- 
abhängigkeit von den „unbe- 
rechenbaren Budgetzyklen 
der öffentlichen Haushalte" 
erfahren. Gerade bei den 
Schulen sei es aber notwen- 
dig, dass deren Trägerschaft 
neu definiert werde und „der 
Staat die Schulen in wesent- 
lichen Bereichen in die 
Selbständigkeit" entlasse. 
Des Weiteren seien die Ge- 
meinden als „Grundeinheit 
gesellschaftlich freiheitli- 
chen Handelns" zu stärken. 
Derzeit seien die Gemeinden 
„ihrer Mission entfremdet", 
da sie die Missstände der 
Staatspolitik zu bewältigen 
hätten. 

•illl.MU 

Download der Studie: 
www.kas.de 
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1 Ö FFENTLI CHKEITSARBEIT 

Stundenplan 

Bestell-Nummer: 9258 
Preis je 250 Stück: 10,20 € 
inkl. MwSt.: 11,83 € 

^erstund, 
*nP<angehört: 

Reflektoren, bunter Mix aus 
verschiedenen Figuren und Symbolen 

Bestell-Nummer: 9558 
Preis je 30 Stück: 18,90 € 
inkl. MwSt.: 21,92 € 

$f   iiiiiHiiiiiiiiimiiiiiiiiiiiiiiiiiiiii 

CDU-Buntstifte 
mit intensiver Farbkraft, 
Bruch-, Wisch- und Wasserfest 

Bestell-Nummer: 9250 
Preis je 10 Schachteln: 17,40 « 
inkl. MwSt.: 20,18 € 

Basteibogen 
mit Stundenplan 
Leuchtturm 

Bestell-Nummer: 9745 
Preis je 25 Stück: 10,20 € 
inkl. MwSt.: 11,83 € 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Mini-Schultüte, 
Inhalt: 4 Buntstifte, Radiergummi, 
Bleistift und CDU-Vitaminbonbons 

Bestell-Nummer: 9657 
Preis je 10 Stück: 15,30 € 
inkl. MwSt: 17,75 € 

*?Ä2r- 
Plakat „1. Klasse - so sollte 
auch die Schulpolitik sein." 

DIN Al 
Bestell-Nummer: 7035 
Preis je 50 St.: 19,00 € 
inkl. MwSt.: 22,04 € 

DIN AO 
Bestell-Nummer: 7036 
Preisje50St.: 28,75 € 
inkl. MwSt.: 33,35 € 

Willkommen in der 
1. Klasse! 

Plakat 
„Willkommen in der 1. Klasse!" 

DIN Al 
Bestell-Nummer: 7679 
Preis je 50 St.: 19,00 € 
inkl. MwSt.: 22,04 € 

DIN AO 
Bestell-Nummer: 7680 
Preisje50St: 28,75 € 
inkl. MwSt.: 33,35 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvalo logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach I162J3759 Versmold 
Telefax 052 41-8 041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Postkarte 
„Gut, dass Rot-Grün weiß, 
wo's langgeht." 

Bestell-Nummer: 9081 
Preis je 100 Stück: 15,50 € 
inkl. MwSt: 17,98 € 

Postkarte 
„Demnach dürften wir 
keine Probleme haben:" 

Bestell-Nummer: 9082 
Preis je 100 Stück: 15,50 € 
inkl. MwSt.: 17,98 € 


